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VU-Regierungsmitglieder krebsten von Anklage zurück 
Statt einer Gerichtsverhandlung über VOLKSBLATT-Chefredaktor gab es gestern eine Vereinbarung - VU-Regierungsmitglieder hatten geklagt 

(mö) - Die mit Spannung erwartete 
Gerichtsverhandlung - Strafanzeige 
der VU-Regierungsmitglieder gegen 
VOLKSBLATT-Chefredaktor Günther 
Meier wegen Ehrbeleidigung - ging ge­
stern nachmittag zu Ende, bevor sie ei­
gentlich begonnen hatte. In einer Ver­
handlung hinter verschlossenen Türen 
einigten sich die beiden zur Gerichtsver­
handlung geladenen Parteien auf eine 
Vereinbarung: Der Chefredaktor gibt 
eine Ehrenerklärung ab, dass er die VU-
Regierungsmitglieder keiner strafbaren 
Handlung bezichtigen wollte, die VU-
Regierungsmitglieder verzichten auf 
weitere Anklagen und Schadenersatz. 

Der Anstoss zur Vereinbarung kam 
von Landrichter Dr. Lothar Hagen, der 
gleich zu Beginn der Verhandlung das 
Ansuchen auf eine aussergerichtliche 

Einigung stellte. Die Zuschauerinnen 
und Zuschauer, die sich auf einen Pro-
zess mit Zielrichtung Pressefreiheit ein­
gestellt hatten, mussten den Gerichtssaal 
verlassen. Am Schluss - nach rund zwei 
Stunden - erhielten die Ausharrenden als 
Ergebnis der aussergerichtlichen Bera­
tung eine Kopie der Vereinbarung und 
Ehrenerklärung, die auf der nebenste­
henden Spalte abgedruckt ist. 

«Parteifreundschaft» 
Die VU-Regierungsmitglieder hatten 

in ihrem Strafantrag geltend gemacht, 
dass Chefredaktor Günther Meier sie des 
«Amtsmissbrauchs, der Untreue, allen­
falls sogar des Betrugs und der Begünsti­
gung» bezichtigt habe. In ihrer Anklage­
schrift sprachen sie von «Rufmord an 
Personen in öffentlichen Ämtern», die 
sich in ihrer «Ehre auf schwerste ver­

letzt» fühlten. Steindes Anstosses für die 
VU-Regierungsmitglieder war ein Kom­
mentar des Chefredaktors gewesen, der 
unter den Titel «Parteifreundschaft» ge­
stellt worden war. In diesem Kommentar 
hiess es unter anderem: «War es bei 
Brunhart der Griff in die Pensionskasse 
des Staatspersonals,, um einem privaten 
Bauherrn unter die. Arme zu greifen, so 
ist es diesmal der direkte Griff in die 
Staatskasse.» 

«Griff in die Staatskasse» 
Die kommentierende Formulierung 

«Griff in die Staatskasse» stiess bei den 
VU-Regierungsmitgliedern auf wenig 
Verständnis, obwohl es sich nach Aus­
kunft des Chefredaktors damit nur um 
eine journalistische Umschreibung der 
Verwendung von Steuergeldern handel­
te. Er  stimmte deshalb der gemeinsam er­

arbeiteten «Ehrenerklärung» zu, wonach 
die VU-Regieruilgsmitglieder keine 
«strafbare Handlung» begangen hätten. 
Ihm sei es nur darum gegangen, wie das 
nun auch die Geschäftsprüfungskommis­
sion des Landtags gemacht hat, Miss­
stände bei der Vergabe von Wohnbauför-
derungsdarlehen aufzuzeigen. 

«Glasklare Ergebnisse?» 
Demgegenüber erklärte Regierungs­

rat Michael Ritter, der  Chefredaktor sei 
«wesentlich zurückgekrebst von dem, 
was er ursprünglich in die Welt gesetzt» 
habe. Im Unterschied zu den Äusserun­
gen der Parlamentarischen Untersu­
chungskommission, die in ihrem Bericht 
einige wesentliche Fragen nur andeutet 
oder nicht abschliessend geklärt hat, 
sprach Regierungsrat Ritter von «glas­
klaren Ergebnissen der PUK». 

Unverantwortliche GPK-Darstellung im «Vaterland» 
Die drei FBPL-Mitglieder der Geschäftsprüfungskommission widersprechen der verzerrten Berichterstattung in der Regierungszeitung 

Grosses Befremden löste die Darstel­
lung des Berichtes der Geschäftsprü­
fungskommission durch das «Liechten­
steiner Vaterland» aus. Wir haben die 
drei FBPL-Mitglieder der GPK - Dr. Re­
nate Wohlwend, Rudolf Lampert und Jo­
hannes M[att - um eine Stell|ingnahme 
gebeten, die wir nachstehend abdrucken. 

Die Geschäftsprüfungskommission 
(GPK) hat in ihrem Bericht festgehalten, 
dass die Art und Weise, wie Thomas 
Büchel die Wohnbauförderung gewährt 
wurde, allen anderen Rechtsgeschäften 
unter Eigenen entspricht. 

Im GPK-Bericht heisst es dazu: «In 
den Befragungen wurde auch durchwegs 
die Auffassung vertreten, dass insbeson­
dere bei Erbschaften und Rechtsgeschäf­
ten im Zusammenhang mit Erbschaften 
eine Antragstellung vor dem entspre­
chenden Grundbucheintrag gar nicht 
möglich sei, da erst die gerichtliche Auf­
teilung der Erbmasse und Feststellung 
der allenfalls vom Erben zu leistenden 
Auszahlungsbeiträge sowie die entspre­
chende Eigenverantwortung erfolgen 
muss, bevor Antrag auf Wohnbauförde­
rung gestellt werden kann. Zu dieser 
Kategorie gehört auch die Akte des 

R u d o l f  Lampert  

Regierungschef-Stellvertreters Thomas 
Büchel.» 

Die GPK-Mitglieder der FBPL-Frak-
tion sind befremdet von der Darstellung 
im «Liechtensteiner Vaterland» mit dem 
Titel «Thomas Büchel von moralischer 
Verantwortung nicht entbunden.» Dies 
ist eine absolut verzerrte Darstellung 
und widerspricht dem Sinn der einhelli-

Dr. Renate Wohlwend 

gen Feststellung in der Kpmmission. Mit 
der Feststellung, dass Thomas Büchel 
eine moralische Verantwortung trifft, 
werden alle Bewerber um Wohnbauför­
derung, welche seit Bestehen des Wohn-
bauförderungsgesetzes aufgrund einer 
Erbschaft gefördert worden sind, einer 
Schuld bezichtigt. 

Dies ist unverantwortlich und darf so 

Johannes Matt 

nicht stehen gelassen werden. Die GPK 
bat in einer sachlichen Auseinander­
setzung den vom Landtag erhaltenen 
Auftrag zur Überprüfung der Hand­
habung von Art. 28 Wohnbauförderungs-
gesetz erledigt. Wir bedauern, dass durch 
die im «Vaterland» verantwortungslose 
Vorgehensweise der Bericht absichtlich 
falsch interpretiert worden ist. 

Bewusste Verpolitisierung und völlig einseitige Zitierung 
FBPL-Mitglieder der Parlamentarischen Untersuchungskommission wehren sich gegen die Ausschlachtung von Textstellen im «Vaterland» 

Mit geradezu ungeheuerlicher Drei­
stigkeit versucht das «Liechtensteiner 
Vaterland», aus dem «Fall Fehr/Banzer» 
einen «Fall Thomas Büchel» zu machen. 
FBPL-Mitglieder der Parlamentarischen 
Untersuchungskommission (PUK) und 
der. Geschäftsprüfungskommission 
(GPK) wehren sich in Stellungnahmen 
gegen die vorsätzlich irreführende, be-
wusst unrichtige und verzerrende Sach­
verhaltsdarstellung des Wohnbauförde-, 
rungsfalls in der VU-Zeitung. 

Die Berichterstattung im «Vaterland» 
verwechselt nach Auffassung der PUK-
Mitglieder Dr. Gabriel Marxer und Dr. 
Guido Meier Ursache und Wirkung, wo­
mit sie einer Meinungsdiktatur gleich: 
kommt. Entgegen den getroffenen Ver­
einbarungen, kritisieren die beiden 
FBPL-Abgeordneten, werden vorzeitig, 
völlig einseitig und offenbar absichtlich 
verfälschend' einzelne Inhalte aus dem 
Bericht der PUK veröffentlicht. Wir ha­
ben die beiden PUK-Mitglieder um eine 
Stellungnahme gebeten, die wir nachste­
hend abdrucken. 

Stellungnahme der PUK-Mitglieder 
Entgegen der Berichterstattung im 

«Vaterland» vom 7. Dezember 1996 hat 
der Bericht der PUK in keiner Weise 
festgestellt, dass die Regierung «absolut. 
korrekt» gehandelt hat. Das «Vaterland» 

zitiert sogar absolut falsch, wenn es fest­
hält: «Die Vorwürfe seitens der FBPL 
und der Freien Liste, dass im Falle 
Fehr/Banzer die Wohnbauförderung 
«rechtswidrig» bzw. «ungesetzlich» aus­
bezahlt worden seien, entbehren einer 
rechtlichen Grundlage.» 

Im Eigentum schon 1985 
Die PUK beurteilt den festgestellten 

Sachverhalt zuallererst nämlich mit fol­
genden Worten: «In rechtlicher Himicht 
ist einleitend festzustellen, dass die: Ent­
scheidung der Wohnbauförderungskom-
mission vom 17.5.1995 dann sicherlich als 
unrichtig zu bezeichnen ist, wenn davon 
ausgegangen wird, dass die Bestimmung 
von Art. 28 (2) Wohnbauförderungsge-
setz - und somit dieselben Kriterien wie 
beim Bau eines Eigenheimes - hier ange­
wandt werden müssen. Es steht in recht­
licher Hinsicht nämlich fest, dass die An­
tragsteller bereits am 28.10.1985 Eigen­
tum an den Liegenschaften Stockwerks­
eigentumseinheit Nr. 4777 bzw. Nr. 4778 
erworben haben und alle später abge­
schlossenen Verträge keinen zusätzli­
chen Eigentumserwerb mehr mit sich 
brachten, sondern lediglich eine Anpas­
sung des Kaufpreises. 

Es steht daher ebenfalls fest, dass bei 
richtiger rechtlicher Beurteilung dieser 
Frage die Anträge der Antragsteller von 
der Wohnbäuföf-derungskommission' 

nach der ständigen Praxis dieser Kom­
mission nicht gebilligt hätten werden 
können und dass die zustimmenden Ent­
scheidungen der Kommission vom 
17.5.1995 daher auf einem Rechtsirrtum 
beruhen.» 

Die Entscheidung der Wohnbauförde-
rungskommission war somit nicht nur 
praxiswidrig, sondern beruhte auf einer 
rechtsirrigen Auslegung der Bestimmun­
gen des Wohnbauförderungsgesetzes, 
und war somit, um es klarer auszu­
drücken, auch rechtswidrig. 

Entscheidung war rechtswidrig 
Auch wenn richtigermassen festge­

stellt worden ist, dass «keine Hinweise 
auf parteipolitisch motivierte Vorgangs­
weise und Entscheidfindung im Vorge­
hen der Regierung» gefunden werden 
können, heisst dies auch noch nicht, dass '  
die Regierung damit völlig entlastet ist 
und absolut korrekt gehandelt habe. Die 
völlig unkritische Übernahme von einan­
der widersprechenden Standpunkten, 
nämlich zunächst derjenige des Leiters 
der Beratungsstelle für Wohnbauförde­
rung und des Präsidenten der Wohn-
bauförderungskommission, und sodann 
derjenige des Rechtsdienstes, werfen 
zum Beispiel eher Fragen auf, als däss sie 
solche zu klären vermögen. Wenn man 
sich nämlich überlegt* dass eine Ent­
scheidung der Regierung gemäss dem er­

sten Entwurf des zuständigen Ressorts 
einen in der Folge von allen damit befas-
sten Instanzen als rechtswidrig erkann­
ten Standpunkt gestützt hätte, ist es 
schon vermessen, von einem absolut 
korrekten Vorgehen zu sprechen. 

Verpolitisierung des sachlichen Berichts 
Und wenn man sich dann weiter über­

legt, dass die Korrektur dieser Fehlent­
scheidung nur aufgrund der Interventio­
nen der Regierungsmitglieder Thomas 
Büchel und Dr. Cornelia Gassner zustan­
degekommen ist, scheint es mehr als 
bloss verwunderlich, nun ausgerechnet 
Thomas Büchel nicht aus seiner morali­
schen Verpflichtung entbinden zu wol­
len. 

Mit der in aller Eile erfolgten, bewusst 
unvollständigen und höchst einseitigen 
Zitierung und der damit einhergehenden 
Verpolitisierung des sachlichen Berichts 
der PUK versucht das «Vaterland» of­
fensichtlich, die Autorität und Überpar­
teilichkeit dieses von allen Mitgliedern 
der PUK einhellig verabschiedeten Be­
richts zu untergraben und die in der 
Landtagsdebatte zu erwartenden Stel­
lungnahmen schon im vorhinein als rein 
parteipolitische Äusserungen abzutun. 
Eine eigenartige und bedauerliche 
Erscheinung des Wahlkampf-Fiebers, 
welches die Redaktion des «Vaterlain-
des» erfasst hat. 

Vereinbarung und 
Ehrenerklärung 

1. Ehrenerklärung 

Günther Meier erklärt, dass es ihm 
bei den Formulierungen in seinem 
Kommentar, vom 22. 8. 1996 im 
Liechtensteiner Volksblatt darum 
ging, von Kommissionsmitgliedern 
behauptete Missstände bei der 
Wohnbauförderungskommiss ion  
aufzuzeigen. Er  wollte jedoch nie 
zum Ausdruck bringen, dass die VU-.  
Regierungsmitglieder Dr. Mario 
Frick, Dr. Andrea Willi, Dr. Michael 
Ritter, durch ihre Entscheidung über 
die Aufsichtsbeschwerde irgendeine 
strafbare Handlung begangen haben 
oder sich durch Parteilichkeit anstatt 
durch das Gesetz leiten Hessen. 

2. Veröffentlichung: 
Günther Meier verpflichtet sich, 

diese Vereinbarung einmal in der 
Ausgabe des Liechtensteiner Volks­
blattes vom 10.12.1996 auf der glei­
chen Seite wie der Kommentar vom 
22. 8. 1996 im üblichen Format und 
Schriftgrösse veröffentlichen zu las­
sen. 

3. Kosten: 
Die Privatbeteiligten und def  An­

geklagte tragen ihre Kosten jeweils 
selbst. 

4. Schadenersatzansprüche: 
Die Privatbeteiligten verzichten 

auf die Geltendmachung von Scha­
denersatzansprüchen jedweder Ar t  
gegenüber Günther Meier aufgrund 
des Kommentars vom 22.8.1996. 

5. Rücknahme der Ermächtigung: 
Die Anzeiger ziehen die Ermächti­

gung zur Strafverfolgung zurück. 

Schweiz: Eisenbahn­
grossprojekte 

Bern (AP) Der.  Ständerat ist am 
Montag in die Beratung des Bundes­
beschlusses über Bau und Finanzie­
rung der Eisenbahngrossprojekte 
eingestiegen. Die zentrale Frage, o b  
beim Bau der Neat der Gotthard den 
Vorzug vor dem Lötschberg erhält, 
blieb zunächst offen. 

Grundlage der Debatte sind drei 
Bundesbeschlüsse Uber Bau und Fi­
nanzierung der Eisenbahngrosspro­
jekte, über die Änderung des vom 
Volk 1992 gutgeheissenen Alpen­
transit-Beschlusses und über den er­
sten Neat-Gesamtkredit. Der  Bun­
desrat möchte die Neat gleichzeitig 
durch Gotthard und Lötschberg bau­
en, die Bahn 2000 vollenden, die 
Westschweiz an den TGV anschlies-
sen und das bestehende Netz lärm­
technisch sanieren. Die dafür nöti­
gen 30 Milliarden Franken sollen un­
ter anderm mit TVeibstoffzoller-
höhungen von zehn Rappen, Um­
widmung der Schwerverkehrsabgabe 
und einer Verschuldung von maxi­
mal 25 Prozent aufgebracht werden. 

Die Verkehrskommission versuch­
te die Akzeptanz dieser Lösung mit 
Blick auf die notwendige Volksab­
stimmung zu optimieren, wie Kom­
missionspräsident Wiliy Loretan 
(FDP/AG) sagte. 
, Die Neat sei bedarfsgerecht z u ,  
etappieren und die Gotthardachse 
sowie die Ostschweizer Strecken zu­
erst zu bauen. Dazu käme die erste 
Etappe der Bahn 2000, der Anschluss 
der Westschweiz ans TGV-Netz und 
die Optimierung der Lötschberglinie 
für den Huckepackverkehr sowie ̂  
Lärmschutzmassnahmen. Damit sei 
der Zug über die richtigen Weichen 
auf das richtige Geleis geschoben. 
Dass etappiert werden müsse, sei un­
bestritten. 


